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Einleitung

Die grenzüberschreitende Betätigung innerhalb der Europäischen Union (im 
Folgenden: EU) gehört zu den wesentlichen Zielen des gemeinsamen Binnen-
markts. Dabei ist es nicht nur für Unternehmen von immenser Wichtigkeit, in 
anderen Staaten Tochtergesellschaften und Betriebstätten zu errichten sowie 
ausländische Märkte zu erschließen, sondern auch die grenzüberschreitende 
Verbringung von Sach- oder Geldkapital sowie die Tätigung von Direktinvesti-
tionen in Form einer Beteiligung an einem Unternehmen mittels Anteilserwerbs 
ist ein wichtiger Bereich der wirtschaftlichen Betätigung. Ein weiterer wesentli-
cher Aspekt ist die Freiheit der Arbeitnehmer, einer Beschäftigung im Ausland 
nachzugehen. Die grenzüberschreitenden Tätigkeiten führen jedoch dazu, dass 
die beteiligten Staaten die jeweiligen Wirtschaftssubjekte nach ihrem jeweils 
nationalen Steuerrecht besteuern. Die betreffenden Steuervorschriften sind je-
doch weder einheitlich ausgestaltet noch aufeinander abgestimmt. Das Zusam-
menwirken der verschiedenen nationalen Steuersysteme führt somit zwingen-
dermaßen zu Konflikten und Lücken, welche durch die Globalisierung noch 
verschärft werden.1 So kann es Besteuerungslücken geben, wenn Einkünfte 
gänzlich unversteuert bleiben oder nur unangemessen niedrig besteuert werden 
(sog. weiße Einkünfte). Die Vermeidung dieser weißen Einkünfte soll in der 
vorliegenden Arbeit nur eine untergeordnete Rolle spielen. Der Schwerpunkt 
der Arbeit liegt im Bereich der doppelten Besteuerung desselben Sachverhalts 
in zwei Staaten, welche infolge des Zusammenwirkens der nationalen Steuer-
systeme in der Regel entsteht. Da sich eine solche Doppelbesteuerung gesamt-
wirtschaftlich negativ auswirkt, schließen die Staaten zu ihrer Vermeidung 
Doppelbesteuerungsabkommen (im Folgenden: DBA) ab, die insbesondere die 
Besteuerungsbefugnisse der Vertragsstaaten untereinander aufteilen.

Sind die beteiligten Staaten zugleich Mitgliedstaaten der EU, gilt für sie ne-
ben den bi- oder multilateralen DBA ebenfalls das Unionsrecht. Zwar sind die 
Mitgliedstaaten in der Besteuerung sowie im Abschluss von DBA souverän, 
dennoch müssen sie hierbei die Anforderungen insbesondere der Grundfrei-
heiten sowie der steuerrechtlichen Richtlinien beachten. Diese Arbeit widmet 
sich eben diesen Fallgestaltungen: In Kapitel 2 werden die Einwirkungen der 
Niederlassungs- sowie der Kapitalverkehrsfreiheit auf bestimmte DBA-Bestim-
mungen dargestellt, während in Kapitel 3 das Verhältnis von Richtlinien und 
DBA untersucht wird.

1  OECD, Ausarbeitung eines multilateralen Instruments, S. 9.
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Zuvor werden in Kapitel 1 die Grundlagen der DBA (§ 1), des unionsrechtlichen 
Primärrechts in Form der Grundfreiheiten (§ 2) sowie des unionsrechtlichen 
Sekundärrechts in Form der steuerrechtlichen Richtlinien (§  3) dargestellt. 
Im Rahmen des Primärrechts wird besonderes Augenmerk auf das Verhältnis 
zwischen den Grundfreiheiten, insbesondere der Niederlassungs- und der 
Kapitalverkehrsfreiheit, gelegt (§ 2 C. II. 4.). Hierbei wird deutlich, dass vor-
rangig die Niederlassungsfreiheit anwendbar ist, während sich der sachliche 
Anwendungsbereich der Kapitalverkehrsfreiheit auf bestimmte Konstellationen 
beschränkt, in denen beispielsweise die zu prüfende nationale Norm explizit auf 
Kapitalvorgänge abstellt oder sie keine Kontrollbeteiligung zum Gegenstand 
hat. Anschließend wird das grundsätzliche Verhältnis der DBA zum Unions-
recht kurz erläutert (§ 4). 

Der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit liegt in der Untersuchung der 
konkreten Einwirkungen von Grundfreiheiten auf DBA. Hierfür wird vorab 
dargestellt, wann eine Diskriminierung bzw. Beschränkung vorliegt (§ 5 A.) 
und unter welchen Umständen die vom Europäischen Gerichtshof (im Folgen-
den: EuGH) entwickelten Rechtfertigungsgründe eingreifen können (§ 5 B.). 
Anhand von ausgewählten Beispielen der EuGH-Rechtsprechung werden 
die Einwirkungen der Niederlassungsfreiheit (Art. 49 ff. AEUV), der Kapi-
talverkehrsfreiheit (Art. 63 ff. AEUV) sowie der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
(Art. 45 ff. AEUV) auf DBA-Bestimmungen im Bereich der direkten Steu-
ern unter Einordnung in bestimmte Fallgruppen untersucht. Diese Fallgrup-
pen umfassen dabei die wichtigsten Konstellationen, beanspruchen jedoch 
keine Vollständigkeit. Zunächst wird ein Blick auf die Abkommensberech-
tigung geworfen (§ 6 A.), welche beim Steuerpflichtigen stets bejaht werden 
muss, damit dieser die Abkommensvorteile des betreffenden DBA überhaupt 
in Anspruch nehmen kann. Eine wichtige Rolle spielen hierbei Betriebstät-
ten (§ 6 A. II.) sowie Personengesellschaften (§ 6 A. III.). Als Beispiele aus 
dem Bereich der abkommensrechtlichen Verteilungsnormen werden die Steu-
ervergünstigungen für beschränkt Steuerpflichtige (§ 6 B. I.) sowie die Ent-
strickungsbesteuerung (§ 6 B. II.) untersucht. Der EuGH geht hierbei sogar 
so weit, dass er in die Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse eingreift. Im 
Bereich der beschränkt Steuerpflichtigen verpflichtet er den Quellenstaat, 
dem beschränkt Steuerpflichtigen unter bestimmten Voraussetzungen diesel-
ben Steuervergünstigungen zu gewähren wie den inländischen, unbeschränkt 
Steuerpflichtigen. Bei der Entstrickungsbesteuerung (§ 6 B. II.) durchbricht 
der EuGH die Aufteilung der Besteuerungszuständigkeit dadurch, dass er 
dem Wegzugsstaat die Besteuerung der vor dem Wegzug entstandenen stil-
len Reserven gewährt, obwohl das Besteuerungsrecht gemäß Art. 13 Abs. 5 
des OECD-Musterabkommens (im Folgenden: OECD-MA) beim Zuzugsstaat 
liegt.
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Zuletzt wirken die Grundfreiheiten ebenfalls auf die Methodenartikel der 
DBA ein. Es steht den Mitgliedstaaten zwar frei, ob sie sich für die Anwen-
dung der Freistellungs- oder der Anrechnungsmethode entscheiden (§  6 C. 
I.). Erforderlich ist aber, dass beide Methoden zum gleichen Ergebnis füh-
ren, was jedenfalls für nationale Vorschriften gilt. Die grenzüberschreiten-
de Verlustverrechnung (§  6 C.  II.) stellt sich demgegenüber als wesentlich 
komplexer dar. Obwohl hierbei grundlegende Unterschiede zwischen der 
unternehmens- und der konzerninternen Verlustverrechnung bestehen, 
wendet der EuGH seine Grundsätze einheitlich auf beide Fallgruppen an. Die 
entscheidende Feststellung ist, dass der Ansässigkeitsstaat des Stammhauses 
bzw. der Muttergesellschaft verpflichtet wird, die ausländischen Verluste der 
Betriebstätte bzw. Tochtergesellschaft zu berücksichtigen, obwohl ihm das 
entsprechende Besteuerungsrecht nach dem DBA für die Gewinne nicht zusteht. 
Dies gilt jedoch nur für finale Verluste, bei denen im Quellenstaat keine Mög-
lichkeit mehr zur Verrechnung besteht.

Ergänzt werden diese Fallgruppen durch Regelungen zur Missbrauchs
abwehr, auf die nur kurz ein Blick geworfen werden soll. Hierzu zählen das 
abkommensrechtliche Diskriminierungsverbot (§ 6 D.), welches parallel zum 
unionsrechtlichen Diskriminierungsverbot besteht, und der Grundsatz der 
Meistbegünstigung (§ 6 E.). Im Rahmen der Missbrauchsabwehr spielen zu-
dem die Limitation-on-benefits-Klauseln (§ 6 F. I.) eine entscheidende Rolle, 
welche sowohl in den DBA als auch im nationalen Steuerrecht zu finden sind. 
Mittels dieser Klauseln soll vermieden werden, dass Steuerpflichtige die in den 
DBA enthaltenen Steuervergünstigungen missbräuchlich in Anspruch neh-
men. Daneben dienen auch Switch-over-Klauseln (§ 6 F. II.), Aktivitätsklau-
seln (§ 6 F. III.) sowie Subject-to-tax-Klauseln (§ 6 F. IV.) der Vermeidung von 
missbräuchlichen Gestaltungen sowie der Verhinderung von weißen Einkünf-
ten. Abschließend wird ein Blick auf die Vorbehalte in den DBA zugunsten na-
tionaler Missbrauchsbekämpfungsvorschriften (§ 6 F. V.) geworfen.

Im dritten Kapitel, in welchem die Einwirkungen der Richtlinien auf DBA 
untersucht werden, soll näher beleuchtet werden, wie sich sowohl umgesetztes 
Richtlinienrecht als auch unmittelbar wirkende Richtlinienbestimmungen zu 
bereits transformiertem DBA-Recht verhalten. Nachdem zunächst die Grund-
lagen, insbesondere zur ordnungsgemäßen Umsetzung der Richtlinien (§ 7 B.) 
sowie zur unmittelbaren Wirkung (§ 7 C.) dargestellt wurden, stehen die Regeln 
zur Kollisionsauflösung zwischen dem Transformationsgesetz und dem natio-
nalen Steuerrecht unter besonderer Berücksichtigung des § 2 Abs. 1 AO (§ 8 B.) 
im Fokus. Hierbei liegt zudem ein besonderes Augenmerk auf der Durchbre-
chung des Vorrangs von DBA mittels Treaty Override (§ 8 C.). Im Anschluss 
hieran wird untersucht, in welchem Umfang die Kollisionsauflösungsregeln 
auf das Verhältnis zwischen Richtlinien und DBA übertragen werden können 




